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Die kantonale Energieabgabe, über die
am 27. November zur Abstimmung ge-
langt, spaltet nicht nur die Baselbieter
FDP. Auch bei den Sozialdemokraten
treffen gegensätzliche Meinungen auf-
einander. Die Gesetzesänderung sieht
eine Steuer auf nicht erneuerbare Wär-
meenergie für Endverbraucher vor.
Diese wiederum soll in die Finanzie-
rung von Gebäudesanierungen fliessen.

Die Abgabe bezahlen müssen sowohl
Gewerbe- und Industriebetriebe als
auch Liegenschaftseigentümer. So wird
ein Anreiz zum Investieren in Energie-
effizienz gesetzt. Während die SP die
Vorlage unterstützt, stellen sich die Ju-
so vehement dagegen.

Unterschiedliche Prioritäten
«Es kann nicht sein, dass Privathaus-

halte für die Interessensverfolgung der
Wirtschaftskammer zahlen müssen»,
erklärt Juso-Co-Präsident Joël Bühler.
Er ärgert sich über die «Klientelpolitik»
und den «politischen Filz» im Kanton
Baselland. Er kritisiert, dass sich Gross-
betriebe mit Vereinbarungen von der
Steuer befreien können. «Privathaus-
halte können sich schliesslich auch
nicht rauswinden.» Die SP setze in die-

sem Punkt jedoch andere Prioritäten
und gewichte den Umweltfaktor höher,
während die Juso mehr auf «politische
Machtverhältnisse» achte.

Das bestätigt SP-Nationalrat Eric
Nussbaumer: «Ich denke, energiepoli-
tisch sind wir uns eigentlich einig. Was
die Juso ankreiden, ist ein staatspoliti-
sches Problem. Aber wer die Energie-
politik vorantreiben will, kann nicht
staatspolitisch argumentieren.» Er er-

klärt, dass pragmatische Politik nötig
sei, um fossile Energien einzudämmen
und erneuerbare Energien zu fördern.
Die Wettbewerbsfähigkeit könne man
dabei nicht ausser Acht lassen. 2010
wurde das Ziel festgesetzt, 40 Prozent
des Gesamtenergieverbrauchs bis 2030
mit erneuerbaren Energien abzude-
cken. «Dazu muss fossile Energie teurer
werden.», sagt Nussbaumer.

Fossile Ära hinter sich lassen
Auch SP-Landrat Stefan Zemp sieht

die Energiesteuer als Schritt in die rich-
tige Richtung. «Man muss das Wünsch-
bare gegen das Machbare abwägen. Na-
türlich hätten wir gerne mehr durchge-
setzt, aber das ist politisch momentan
nicht möglich.» Zemp verlässt sich dar-
auf, dass sich in fünf bis sechs Jahren

zeigen wird, dass schärfere Massnah-
men nötig werden, wenn man das
Energieziel bis 2030 erreichen will.
«Sonst verlieren wir die Glaubwürdig-
keit vor dem eigenen Volk.» Als Kritiker
der Baselbieter Wirtschaftskammer hat
er die Bedingung einer Ausschreibungs-
pflicht für die administrativen Arbeiten
des Energiepaketes im Parlament
durchgebracht. «Es ist wichtig, transpa-
rent zu machen, welche Arbeiten aus-
gelagert werden und was das kostet.»

Zemp schätzt die Chancen der Juso,
ihren Standpunkt durchzusetzen, eher
gering ein. Er steht mit der SP hinter
der Energieabgabe und konzentriert
sich auf das Fernziel, das auch Natio-
nalrat Nussbaumer formuliert: «Am
Schluss geht es darum, die fossile Ära
hinter sich zu lassen.»

Während die SP mit ihrem Ja
zur Energiesteuer die Wichtig-
keit der Energiepolitik betont,
protestiert die Juso gegen die
Wirtschaftskammer.

Auch in der SP herrscht Uneinigkeit

VON YANNETTE MESHESHA

«Wer die Energiepolitik
vorantreiben will, kann
nicht staatspolitisch
argumentieren.»
Eric Nussbaumer SP-Nationalrat

Frau Frey, die FDP hat sich den Kampf
gegen Steuern auf die Fahne geschrie-
ben. Im Baselbiet macht sich Ihre Par-
tei aber für eine neue Energieabgabe
stark – und verrät ihre Ideale.
Christine Frey: Ich bin dezidiert nicht
dieser Meinung. Freisinnig sein heisst für
mich, aus einer gesamtheitlichen Sicht zu
politisieren. Spätestens seit Fukushima
herrscht in weiten Teilen der Bevölkerung
die Meinung vor, dass wir in der Energie-
politik neue Wege einschlagen müssen.
Wir Freisinnigen können uns dem nicht
verschliessen. Im Baselbiet haben sich 62
Prozent der Abstimmenden dafür ausge-
sprochen, den Anteil der erneuerbaren
Energien am Gesamtverbrauch bis 2030
auf 40 Prozent zu erhöhen. Das kann nur
erreicht werden, wenn wir den Verbrauch
fossiler Energieträger wie Heizöl und Erd-
gas senken. Die Energieabgabe, über die
wir am 27. November abstimmen, unter-
stützt aus meiner Sicht dieses Vorhaben.

Sie reden wie eine Grüne. Was bitte-
schön ist freisinnig an dieser Abgabe?
Es braucht viel, bis ich mich für eine neue
Steuer erwärmen kann. Allerdings fehlen
hier die Alternativen. Die finanzielle Situa-
tion im Kanton verlangt eine andere Lö-
sung als die Finanzierung über den nor-
malen Staatshaushalt. Deshalb wurde die
Abgabe von der FDP zähneknirschend ak-
zeptiert. Es ist ein Verdienst der Freisinni-
gen, dass die erwähnte Senkung des CO2-
Verbrauchs nicht durch staatliche Verbote
und Gebote erreicht wird, sondern mit ei-
ner Abgabe, die nach dem Verursacher-
prinzip erhoben wird. Die Hauseigentü-
mer entscheiden eigenverantwortlich, ob
sie eine energetische Gebäudesanierung
vornehmen oder eine höhere Abgabe be-
zahlen wollen. Die Abgabe ist zudem zeit-
lich befristet, es geht also nicht darum,
damit die Staatsquote weiter aufzublähen,
sondern ein definiertes Ziel zu erreichen.

Die Abgabe ist doch vor
allem ein KMU-Förder-
programm. Ginge es
wirklich um die Sen-
kung des Energiever-
brauchs, könnten Gross-
verbraucher nicht dis-
pensiert werden.
Das Energiegesetz und die
Abgabe stellen einen Kom-
promiss dar. Für uns Freisinnige war bei
der Ausarbeitung der Vorlage wichtig, dass
die Abgabe unsere Unternehmen im Kan-
ton in einem schon schwierigen Umfeld
nicht weiter schwächt. Das ist uns gelun-
gen. Die KMU können dann von der Abga-
be befreit werden, wenn sie mit dem Kan-
ton Zielvereinbarungen zur Reduktion des
Energieverbrauchs treffen. Dabei können
Massnahmen in der Vergangenheit ange-
rechnet werden. Die Abgabe ist zudem
äusserst moderat ausgestaltet. Ein Basel-

bieter Hausbesitzer wird mit durchschnitt-
lich 150 Franken pro Jahr, ein Mieter mit
durchschnittlich 40 Franken belastet. Ein
gutes Gewissen gibt es nicht zum Nulltarif.

Sie, aber auch Vertreter von Rot-Grün,
sprechen von einem «guten Kompro-
miss». Das klingt nach etwas Halbbat-

zigem.
Nein. Das klingt nach
Pragmatismus. Ich bin kei-
ne Anhängerin dieser «Al-
les oder nichts»-Politik.
Ich habe lieber den Spatz
in der Hand als die Taube
auf dem Dach. Wenn wir
Bürgerlichen in der Ener-
giepolitik auf stur schal-
ten, dann werfen uns Grü-

ne und SP vor, wir wollten uns gegen jegli-
che Massnahmen zur Senkung des Ener-
gieverbrauchs stemmen. Ich finde es sinn-
voller, wenn wir uns zum Auftrag des
Souveräns bekennen, den Energiever-
brauch zu senken, und uns auf dieser Basis
mit unseren Anliegen einbringen.

In der FDP sind nicht alle für diese
Abgabe. Bereits früh hat Handelskam-
mer-Direktor Franz Saladin seine Ab-
lehnung kundgetan. In der «Basler

Zeitung» vom Freitag outeten sich
auch die ehemaligen Finanzdirektoren
Adrian Ballmer und Hans Fünfschil-
ling als Gegner. Ihr Kommentar?
Das ist doch der politische Alltag jedes Par-
teipräsidenten. Mein Auftrag ist es, die Par-
teimehrheit zu vertreten. Am Sonderpar-
teitag zur Energieabgabe votierten über
drei Viertel der Anwesenden für ein Ja am
27. November. Das ist ein überaus klares
Verdikt. Auch die Landratsfraktion hat die
Energieabgabe einstimmig bei wenigen
Enthaltungen gutgeheissen. Den Entschei-
den ist in der Partei ein breiter Meinungs-
bildungsprozess vorausgegangen.

Eine abweichende Haltung zu haben
ist das eine, diese pointiert zu vertre-
ten das andere. Ist es in Ordnung,
wenn sich freisinnige Gegner wie
Franz Saladin öffentlich exponieren?
Im Fall von Franz Saladin sehe ich das
nicht als Problem. Er äussert die Kritik
primär in seiner Rolle als Verbandsdirek-
tor. In der Baselbieter FDP ist Saladin oh-
nehin kaum präsent. Anders sieht es bei
ehemaligen tonangebenden Exponenten
der FDP aus. Sie sollten am besten wissen,
wie wichtig das rechtzeitige Einbringen
verschiedener Argumente in den Partei-
gremien ist. Gelegenheiten gab es viele.

Wir haben in der FDP wie erwähnt sehr
lange und breit über das Energiegesetz
diskutiert. Es ist nicht anständig, nach
diesem Prozess, nach dem offiziellen Par-
teitag, aus dem Nichts aufzutauchen und
gegen die gefasste Haltung zu schiessen.

Die FDP-nahe Wirtschaftskammer
steht im Verdacht, sich deshalb für die
Abgabe ins Zeug zu legen, weil sie sich
erhofft, die Fördergesuche abwickeln
zu können, wie dies bereits beim aus-
laufenden Energiepaket der Fall war.
Im Zusammenhang mit der Wirtschafts-
kammer sind viele falsche Behauptungen
im Umlauf. So werden heute die Förderge-
suche im Haus der Wirtschaft zwar admi-
nistrativ abgewickelt, alle hoheitlichen Tä-
tigkeiten und Entscheide liegen aber beim
Kanton. Das wäre auch künftig so, sollte
die IWF AG tatsächlich im Rahmen der
Submission diesen Auftrag erhalten. Auch
die Abgabe selbst würde vom Kanton ein-
getrieben, nicht von der IWF AG oder ei-
ner anderen Auftragsnehmerin. Dass die
Administration nicht beim Kanton ange-
siedelt ist, ergibt Sinn: Seit der Auftrags-
vergabe an die Wirtschaftskammer wer-
den die Regelgesuche viel effizienter abge-
wickelt als früher. Die Kosten pro Gesuch
konnten um 50 Prozent gesenkt werden.

«Gutes Gewissen gibts nicht zum Nulltarif»
VON HANS-MARTIN JERMANN

FDP-Präsidentin Christine Frey verteidigt die kantonale Energieabgabe, über die am 27. November abgestimmt wird

«Es ist nicht anstän-
dig, nach dem FDP-
Parteitag aus dem
Nichts aufzutau-
chen und gegen die
gefasste Haltung zu
schiessen.»

«Bin keine Anhängerin dieser Alles-oder-nichts-Politik»: Christine Frey setzt in der Energiepolitik auf den Kompromiss mit Rot-Grün. JURI JUNKOV

Die in Münchenstein wohn-
hafte Christine Frey ist seit
2012 Präsidentin der Basel-
bieter FDP, seit 2015 sitzt sie
zudem im Landrat. Die 49-
Jährige ist Mitglied der Um-
weltschutz- und Energiekom-
mission, die das neue Ener-
giegesetz sowie die Einfüh-
rung einer kantonalen Ener-
gieabgabe vorberaten hat.
Über Letztere entscheidet das
Baselbieter Stimmvolk am
27. November.

Christine Frey
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